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Verbandsgemeinde Wörrstadt 

Landkreis Alzey-Worms
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III. Wasserrechtliche und naturschutzrechtliche Regelungen

1. Erlaubnisse für die Benutzung von Gewässern

Die für die Benutzung von Gewässern vorgesehenen Erlaubnisse werden entsprechend 

den Regelungen in Nr. 11.1 und II.2 erteilt.

2. Sicherung der landespflegerischen Kompensationsmaßnahmen

Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind nach § 15 Abs. 4 des Gesetzes über 

Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetzes - BNatSchG) funkti­

onsgerecht zu unterhalten und rechtlich zu sichern. Das jeweilige Entwicklungsziel der 

Kompensationsmaßnahmen ist im Verzeichnis der Festsetzungen und im Erläuterungs­

bericht beschrieben. Für das Erreichen des Entwicklungsziels ist ein Zeitraum von drei 

bis zehn Jahren vorgesehen (Herstellungs- und Entwicklungspflege, § 3 Abs. 6 Nr. 1 

LKompVO). Die Kompensationsmaßnahmen sind spätestens drei Jahre nach Eingriffs­

beginn herzustellen. Der Abschluss der Herstellung der Maßnahmen und das Erreichen 

des Entwicklungszieles sind der Oberen Flurbereinigungsbehörde anzuzeigen.

Die rechtliche Sicherung der Kompensationsmaßnahmen erfolgt über den Flurbereini­

gungsplan. Das Entwicklungsziel der Kompensationsmaßnahmen ist dauerhaft auf­

rechtzuerhalten, Details für die Unterhaltungspflege werden im Flurbereinigungsplan 

(Pflege- und Entwicklungsplan) geregelt und dem Rechtsnachfolger mitgeteilt (§ 3 Abs. 

6 Nr. 2 LKompVO).

IV. Nebenbestimmungen (Auflagen, Bedingungen, Befristungen)

1. Bei der Anlage der Landespflegefläche (LM) 705 (Gras- und Krautvegetation mit 

Einzelgehölzen) ist daraufzu achten, dass im Bereich des 10m Schutzstreifens 

für die Pipeline keine tiefwurzelnden Gehölze gepflanzt werden und der Bereich
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4. Der Planfeststellungsbeschluss greift nicht in Privatrechte ein und richtet sich nicht 

an den einzelnen Beteiligten.

5. Der Plan tritt außer Kraft, wenn nicht innerhalb von 5 Jahren nach Eintritt der Un­

anfechtbarkeit des Planfeststellungsbeschlusses mit seiner Durchführung begon­

nen wird. Maßgebend für den Eintritt der Unanfechtbarkeit ist der Zeitpunkt, zu 

dem der Plan gegenüber dem letzten Anfechtungsberechtigten unanfechtbar ge­

worden ist.

6. Die Planfeststellung umfasst auch die nach § 68 des Gesetzes zur Ordnung des 

Wasserhaushaltes (WHG) der Planfeststellung unterliegenden wasserbaulichen 

Maßnahmen.

7. Bei der Ausführung des Planes sind die einschlägigen DIN- und Bauvorschriften, 

die allgemein anerkannten Regeln der Technik sowie die jeweiligen Prüfbemer­

kungen zu beachten. Daneben sind - unbeschadet der verfahrensrechtlichen Re­

gelungen des § 84 LBauO - die materiell-rechtlichen Vorschriften der LBauO so­

wie die dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften und die einschlägigen Unfall­

verhütungsvorschriften der zuständigen Berufsgenossenschaft zu beachten.

8. Die Unterhaltung von in der Flurbereinigung unverändert beibehaltenen Straßen, 

Wirtschaftswegen und Anlagen bleibt unberührt. Die neugeschaffenen oder aus­

gebauten Wirtschaftswege und Anlagen sind nach Abschluss der Arbeiten und 

Übernahme durch die Ortsgemeinde unter Hinweis auf § 68 Abs. 2 der Gemein­

deordnung (GemO) durch die jeweils zuständige Ortsgemeinde bzw. Verbandsge­

meinde im Auftrag der Ortsgemeinde zu unterhalten. Die Flurbereinigungsbehörde 

bestimmt den Zeitpunkt des Übergangs der Unterhaltung im Flurbereinigungsplan.

9. Die Unterhaltung natürlich fließender Gewässer und ihrer Ufer sowie der Umfang 

der Unterhaltung richten sich nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen, 

insbesondere des Wasserhaushaltsgesetzes und des Landeswassergesetzes (§§ 

39, 40, 41 WHG sowie §§ 34, 35, 40 LWG). Gemäß § 35 Abs. 1 LWG obliegt die 

Unterhaltung natürlich fließender Gewässer III. Ordnung den kreisfreien Städten, 

verbandsfreien Gemeinden bzw. den Verbandsgemeinden. Unter Hinweis auf § 

42 FlurbG wird die gesetzliche Unterhaltungspflicht an den natürlich fließenden
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11. Baustoffe und Bauteile müssen so beschaffen sein, dass die Anlagen sicher den 

inneren und äußeren physikalischen und chemischen Angriffen des Wassers, des 

Bodens und der Luft standhalten, und dass die einzelnen Werkstoffe einander und 

die Umwelt nicht schädlich beeinflussen können.

12. Beim Auf- und Einbringen von Materialien auf oder in den Boden sind besonders 

die Vorgaben nach § 12 der Bundes- Bodenschutz- und Altlastenverordnung 

(BBodSchV) und die gesetzlichen Vorgaben des Bundesbodenschutzgesetzes 

(BBodSchG) zu beachten. Auf § 6 BBodSchG i. V. der Bundes- 

Bodenschutzverordnung (BBodSchV) in der ab 01.08.2023 geltenden Neufassung 

und DIN 19731 (Verwertung von Bodenmaterial) wird besonders hingewiesen.

13. Die dort beschriebenen Anforderungen sind im Rahmen des

Bodenordnungsverfahrens verbindlich zu machen.

14. Die Sicherheitsbestimmungen und Bauvorgaben sowie Auflagen aus deren 

Schutzbestimmungen bei der Durchführung von Maßnahmen im Bereich von Ver- 

und Entsorgungsleitungen sind einzuhalten. Des Weiteren sind Anzeigefristen vor 

Bautätigkeiten gegenüber dem jeweiligen Träger einzuhalten.

15. Für die Ansaat von Flächen bzw. Pflanzung von Gehölzen ist gebietseigenes Saat­

gut und Pflanzmaterial i.S. des § 40 BNatSchG zu verwenden. Das Herkunftsge­

biet ist durch Zertifikat nachzuweisen oder die Ansaat durch z.B. Mahdgutübertra­

gung von lokalen Spenderflächen vorzunehmen.

Begründung

1. Sachverhalt

Die Vereinfachte Flurbereinigung Sulzheim wurde durch Beschluss des Dienst­

leistungszentrums Ländlicher Raum (DLR) Rheinhessen-Nahe-Hunsrück vom 

03.12.2019 nach §86 Abs. 1 Nr. 1 FlurbG angeordnet. Mit Beschlüssen des DLR
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4. Gesellschaft für Naturschutz und Ornithologie Rheinland-Pfalz e.V. (GNOR), 

Osteinstraße 7-9, 55118 Mainz

5. Landesjagdverband Rheinland-Pfalz e. V., Postfach 27, 55453 Gensingen

6. Landesfischereiverband Rheinland-Pfalz e. V., Gaulsheimer Straße 11a, 

55437 Ockenheim

7. Landes-Aktions-Gemeinschaft Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz e. V., Kirchen­

straße 13, 67823 Obermoschel

8. NaturFreunde Rheinland-Pfalz e.V. Verband für Umweltschutz, sanften Touris­

mus, Sport und Kultur, Ebertstraße 22, 67063 Ludwigshafen

9. Deutscher Wanderverband und Verband Deutscher Gebirgs- und Wandervereine 

e.V., Kleine Rosenstraße 1-3, 34117 Kassel

10. Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Landesverband Rheinland-Pfalz e. V., Kir­

chenstraße 13, 67823 Obermoschel

Zum Termin am 18.07.2023 ist kein Vertreter der anerkannten 

Naturschutzvereinigungen erschienen. Im Vorfeld wurden keine schriftlichen 

Stellungnahmen eingereicht.

Der Plan wurde nach § 41 Abs. 2 Satz 1 FlurbG mit den Trägern öffentlicher Belange 

einschließlich der landwirtschaftlichen Berufsvertretung in einem Anhörungstermin am 

19.07.2023 im DLR Rheinhessen-Nahe-Flunsrück, Rüdesheimer Str. 60-66 in Bad 

Kreuznach erörtert.

Im Termin nach § 41 Abs. 2 FlurbG wurden von der Rhein-Main-

Rohrleitungstransportgesellschaft mbH (RMR) sowie der Generaldirektion Kulturelles 

Erbe, Direktion Landesarchäologie -Erdgeschichte- (GDK.E) Einwendungen und 

Anregungen vorgebracht.

Die verbliebenen Anregungen, Bedenken und Einwendungen sowie die Entscheidung 

hierüber sind unter den materiellen Gründen aufgeführt.
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• der Herstellung des Benehmens mit dem Vorstand der Teilnehmergemeinschaft 

der Vereinfachten Flurbereinigung Sulzheim nach § 41 Abs. 1 FlurbG

• der Anhörung der zu beteiligenden Behörden und Stellen einschließlich der land­

wirtschaftlichen Berufsvertretung nach § 41 Abs. 2 FlurbG

• Prüfung der Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen des Netzes NATURA 2000 

nach § 34 BNatSchG

• Prüfung der Betroffenheit des besonderen Artenschutzes nach § 44 BNatSchG

• der allgemeinen Vorprüfung zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) und Fest­

stellung, dass hinsichtlich der zu prüfenden Kriterien die geplanten Ausbaumaß­

nahmen der Teilnehmergemeinschaft keine erheblichen nachteiligen Auswirkun­

gen auf die Umweitzu erwarten sind und dem daraus resultierenden Verzicht auf 

eine UVP gemäß § 7 Absatz 1 UVPG sowie die Bekanntgabe an die Öffentlich­

keit gemäß § 5 Absatz 2 UVPG

sind somit gegeben.

b) Materielle Gründe 

Prüfung der Umweltauswirkungen

Auf eine vertiefte Untersuchung der Umweltverträglichkeit gemäß § 5 (2) UVPG kann 

aufgrund der Vorprüfung verzichtet werden.

Durch das Flurbereinigungsverfahren sind keine erheblichen Beeinträchtigungen der 

Erhaltungsziele von NATURA 2000-Gebieten zu erwarten. Die Verträglichkeit der ge­

planten Maßnahmen ist unter Berücksichtigung der vorgegebenen Vermeidungs- und 

Minimierungsmaßnahmen gegeben.

Die Artenschutzprüfung hat unter Berücksichtigung der vorgesehenen Maßnahmen er­

geben, dass der Plan mit den Artenschutzbestimmungen verträglich ist. Die ökologische 

Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten wird im räumlichen Zusam­

menhang weiter erfüllt.
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Dem Hinweis wird unter VII Hinweise, Ziffer 12. dieser Planfeststellung Rechnung 

getragen.

Anregungen und Bedenken der anerkannten Naturschutzvereinigungen:
Keine

Begründung der sofortigen Vollziehung

Die sofortige Vollziehung dieses Beschlusses liegt im überwiegenden Interesse der Be­

teiligten des Verfahrens. Mit dem Ausbau der gemeinschaftlichen und öffentlichen An­

lagen soll unverzüglich begonnen werden, damit den Beteiligten die Vorteile der Neu­

ordnung des Verfahrensgebietes möglichst bald zugutekommen. Die Anlagen können 

jedoch gern. § 42 Abs. 1 Satz 2 FlurbG erst ausgebaut werden, wenn der Plan festge­

stellt oder genehmigt ist. Durch die aufschiebende Wirkung möglicher Rechtsbehelfe 

gegen den Planfeststellungsbeschluss könnte sich der Beginn der Bauarbeiten erheb­

lich verzögern. Die betriebswirtschaftlichen Vorteile der Flurbereinigung würden dann 

für die landwirtschaftlichen Betriebe erst zu einem bedeutend späteren Zeitpunkt 

eintreten.

Die sofortige Vollziehung dieser Planfeststellung liegt auch im öffentlichen Interesse. 

Die Allgemeinheit hat ein Interesse daran, dass die hier eingesetzten personellen und 

finanziellen Mittel möglichst schnell zu einem Erfolg führen.

Die Voraussetzungen des § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der VwGO sind damit gegeben.

Im Auftrag 
gez.

Sabine Haas 
(Baudirektorin)
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Ausgefertigt:

Trier, 27.07.2023
Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion 
Im Auftrag

(V

Stefan Geisbüsch


